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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

In der Frühjahrssession 2022 zog Florence Brenzikofer (gp, BL) ihr Postulat, das den
Bundesrat dazu aufgefordert hätte, die Schaffung einer unabhängigen Ombudsstelle
für Asylsuchende zu prüfen, zurück. Grund dafür war, dass das SEM unterdessen
beschlossen hatte, im Rahmen eines Pilotprojektes eine externe Meldestelle zu testen,
wie Bundesrätin Karin Keller-Sutter während der Session ausführte. Brenzikofer hatte in
ihrem Postulat Bezug auf rapportierte gewalttätige Vorfälle in Bundesasylzentren und
auf den im Rahmen eines Postulats Feri (sp, AG; Po. 16.3407) erstellten Bericht
genommen, der Handlungsbedarf zur Erkennung und Betreuung von frauenspezifischer
Gewalt in Asylzentren aufgezeigt hatte. Der Bundesrat hatte das Postulat bereits
ursprünglich zur Ablehnung empfohlen und dabei auf verschiedene, seit der jüngsten
Revision des Asylgesetzes und dem Erscheinen des erwähnten Berichts ergriffene
Massnahmen hingewiesen. Die grüne Nationalrätin hatte die Position vertreten, die
Schaffung einer externen Anlaufstelle sei zwingend, da Asylsuchende «Konsequenzen in
ihrer Wohnsituation oder im Asylverfahren befürchten» könnten, wenn sie sich nur an
eine Stelle innerhalb des Bundesasylzentrums wenden könnten. Eine unabhängige
Ombudsstelle oder Meldestelle – Letztere könnte ohne Gesetzesänderung geschaffen
werden – könnten die Hemmschwelle für eine Meldung reduzieren, so die Postulantin. 1

POSTULAT
DATUM: 16.03.2022
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2022, S. 475 f.; Po. 20.3776
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